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Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung in Deutschland 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die fortschreitende Digitalisierung bietet für Deutschland zahlreiche neue Mög¬ 
lichkeiten und Chancen. Dies gilt in besonderem Maße für die Digitalisierung 
der öffentlichen Verwaltung. Die Stellen der Verwaltung in Städten und Ge¬ 
meinden sind regelmäßiger Kontaktpunkt für die Bürgerinnen und Bürger mit 
den Institutionen der Bundesrepublik Deutschland. Ihnen kommt daher nach 
Auffassung der Fragesteller zwangsläufig auch eine repräsentative Funktion für 
die Leistungsfähigkeit unseres Landes zu. 

Laut Digital Economy and Society Index 2018 befindet sich die Bundesrepublik 
Deutschland bei der Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung jedoch ledig¬ 
lich auf Rang 21 im Vergleich der 28 Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 
Im Vergleich zur Vorjahresstudie zeigen sich lediglich leichte Verbesserungen. 
Dies kann dem Anspruch Deutschlands als Industrienation und digitalem Vor¬ 
reiter nicht gerecht werden. Aus Sicht der Fragesteller ist dies vor allem darin 
begründet, dass auf Bundesebene bisher keine hinreichende E-Govemment- 
Strategie implementiert wurde. Bei genauer Betrachtung der momentan verfüg¬ 
baren digitalen Verwaltungsleistungen in Deutschland offenbart sich vielmehr 
ein Flickenteppich von verschiedensten elektronischen Verwaltungsdienstleis¬ 
tungen, die von Kommune zu Kommune und von Land zu Land variieren. 

Dabei eröffnet die Digitalisierung eine Vielzahl von Möglichkeiten für die öf¬ 
fentliche Verwaltung. Informations- und Auskunftsdienste, die Auswertung und 
Verarbeitung von Textdokumenten oder ein sicheres und effizientes Identitäts¬ 
management könnten für eine massive Entlastung der Verwaltungsangestellten 
und der Bürger sorgen. Verwaltungsmitarbeiter verbringen einen nicht unerheb¬ 
lichen Teil ihrer Arbeit mit Routineaufgaben ohne Ermessensspielraum, wie 
beispielsweise die Erstellung eines Anwohnerparkausweises oder die Beantra¬ 
gung von Briefwahlunterlagen. In diesen Fällen genügen oft wenige Fakten, um 
die Berechtigung des Antragstellers zweifelsfrei festzustellen. Allein diese Ein¬ 
zelbeispiele verdeutlichen die Anwendungsmöglichkeiten von automatisierten 
Systemen. Aus Sicht der Fragesteller werden die zahlreichen Chancen einer di¬ 
gitalisierten öffentlichen Verwaltung in Deutschland gegenwärtig in nicht hin- 
nehmbarer Weise vernachlässigt. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern, fiir Bau und Heimat 
vom 12. Februar 2019 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Antwort der Kleinen Anfrage bezieht sich auf den Verantwortungsbereich 
der Bundesregierung. Eine Aufschlüsselung nach Bundesländern liegt nicht vor 
und ist nicht Bestandteil der Antwort der Bundesregierung. 


1. Welche Strategie verfolgt die Bundesregierung bei der Digitalisierung der 
öffentlichen Verwaltung in Deutschland? 

In ihrer Umsetzungsstrategie zur Gestaltung des digitalen Wandels stellt die Bun¬ 
desregierung die Fragen „Was bringt die Digitalisierung dem Einzelnen?“ und 
„Wie erhalten und stärken wir die Werte unserer freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung im digitalen Zeitalter?“ in den Mittelpunkt. 

Für die Bundesregierung bedeutet dies, Angebot und Abwicklung der Verwal¬ 
tungsleistungen für Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen aber ebenso die 
Arbeitsprozesse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bundesverwaltung 
konsequent an der Nutzerperspektive auszurichten und zugleich sicher auszuge¬ 
stalten. Dies sind Handlungsmaximen für die prioritäre Umsetzung des Online¬ 
zugangsgesetzes, die E-Gesetzgebung, die Einführung der E-Akte, der E-Rech- 
nung sowie die Rahmenbedingungen für Arbeitszeit, -ort und -form sowie Quali¬ 
fizierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bundesverwaltung. 


2. Welche 575 Verwaltungsleistungen (www.it-planungsrat.de/DE/Projekte/ 
Koordinierungsprojekte/Digitalisierungsprogramm/DigPro_node.html) hat 
die Bundesregierung zur Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) 
identifiziert, die bis 2022 digitalisiert werden sollen (bitte vollständig auf¬ 
zählen)? 

a) Warum ist der OZG-Umsetzungskatalog, der im Rahmen des Digitalisie¬ 
rungsprogramms des IT-Planungsrats die 575 zu digitalisierenden Leis¬ 
tungen identifiziert und in 14 Themenfelder kategorisiert, nicht öffentlich 
abrufbar? 

Die Fragen 2 und 2a werden gemeinsam beantwortet. 

Der OZG-Umsetzungskatalog (Onlinezugangsgesetz) wurde im Juni 2018 in der 
Version 0.98 auf der Webseite des IT-Planungsrates veröffentlicht (www.it- 
planungsrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/Entscheidungen/26_Sitzung/TOP2_ 
Anlage OZGUmsetzungskatalog.pdf? _blob=publicationFile&v=4). Eine Auf¬ 

listung der Leistungen ist in der Anlage 1 angefügt (s. Frage 2d bis f). 


b) Warum ist der Zugang zur Onlineversion des OZG-Umsetzungskatalogs 
zugangsbeschränkt und kann nur durch alle Beschäftigten der Verwaltung 
beantragt werden? 

Wann ist der Zugang für die Bevölkerung geplant? 

Die Online-Version des OZG-Umsetzungskatalogs ist bislang nur verwaltungs¬ 
öffentlich, da in einzelnen Ressorts noch in Klärung ist, inwieweit die darin auf¬ 
geführten Leistungen im Detail vom Geltungsbereich des OZG betroffen sind. 
Sobald diese Klärungen abgeschlossen sind, wird die Online-Version öffentlich 
zugänglich gemacht. 
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c) Welches sind die 35 Lebenslagen, welches sind die 17 Untemehmensla- 
gen und welches sind die 14 übergeordneten Themenfelder, in welche die 
identifizierten Dienstleistungen gegliedert werden? 

Eine Übersicht der 14 Themenfelder mit den jeweils zugeordneten Lebens- und 
Untemehmenslagen ist als Anlage 2 beigefugt. 


d) Welches sind die 115 „Typ-1-Leistungen“ mit Regelungs- und Vollzugs¬ 
kompetenz beim Bund? 

e) Welches sind die 370 „Typ-2/3-Leistungen“ mit Regelungskompetenz 
beim Bund und Umsetzungskompetenz bei Ländern und Kommunen? 

f) Welches sind die 90 „Typ-4/5-Leistungen“ mit Regelungs- und Vollzugs¬ 
kompetenz bei Ländern und Kommunen? 

Die Fragen 2d bis 2f werden gemeinsam beantwortet. 

Flintergrund ist, dass aufgrund der Bündelung der Leistungen aus Nutzersicht 
nicht in allen Fällen eine eindeutige Zuordnung möglich und sinnvoll ist. So sind 
beispielsweise für die BAföG-Beantragung die Länder verantwortlich, für die 
BAfÖG-Rückzahlung die Bundesverwaltung. Im Rahmen des Digitalisierungs¬ 
programms werden die Leistungen nutzerfreundlich umgesetzt. Aus Nutzersicht 
ist eine integrierte Umsetzung von Leistungen sinnvoll, auch wenn diese Leistun¬ 
gen innerhalb der Verwaltung in verteilter Zuständigkeit bearbeitet werden, wie 
beispielsweise bei Elster für die Steuerverwaltung, eStatistikCore für statistische 
Meldepflichten, beim Flandelsregisterauszug oder der Genehmigung von Schwer¬ 
lasttransporten. Eine gemeinsame Umsetzung ist nicht nur aus Nutzersicht sinn¬ 
voll, sondern auch aus Effizienzgründen geboten, um digitale Services nicht re¬ 
dundant entwickeln und betreiben zu müssen. Es kann daher auch innerhalb einer 
inhaltlich zusammenhängenden OZG-Leistung Einzelleistungen geben, die in der 
Verantwortung der Bundesverwaltung liegen und andere, deren Vollzug in Lan¬ 
des- oder Kommunalzuständigkeit liegt. Für die Umsetzung der Leistungen in 
Vollzugsverantwortung des Bundes werden in Abstimmung mit dem jeweiligen 
Bundesressort und der jeweiligen Bundesbehörde Einzelprojekte aufgesetzt. 

Einzelne Details der Leistungen sind noch in der abschließenden Klärung. Inso¬ 
fern ist ebenfalls angefügte die Auflistung vorbehaltlich dieser Klärung. 


g) Hat der IT-Planungsrat das „Digitalisierungsprogramm Föderal“ zur ar¬ 
beitsteiligen Umsetzung der 575 Leistungen von Bund, Ländern und 
Kommunen bereits beschlossen? 

Wenn ja, wo ist dieses abrufbar (bitte Link angeben)? 

Wenn nein, wann wir das Programm beschlossen, und wo wird es abruf¬ 
bar sein (bitte Link angeben)? 

Die Digitalisierung der ~ 575 Verwaltungsleistungen im Geltungsbereich des 
OZG (nach OZG-Umsetzungskatalog) erfolgt über das Digitalisierungspro¬ 
gramm. Innerhalb des Digitalisierungsprogramms kann zwischen der Digitalisie¬ 
rung der Typ-1-Leistungen (bundesgesetzlich geregelt und vollzogen) sowie der 
Typ-2- bis Typ-5-Leistungen (Regelung und Vollzug nicht ausschließlich beim 
Bund) unterschieden werden. Für die Digitalisierung der Typ-2- bis Typ-5-Leis- 
tungen hat sich die Bezeichnung „Digitalisierungsprogramm Föderal“ etabliert. 
Es ist im engen Sinne kein eigenes Programm, sondern neben dem „Digitalisie¬ 
rungsprogramm Bund“ ein Teilbereich des „Digitalisierungsprogramms“. Der IT- 
Planungsrat hat die Fortführung des Koordinierungsprojekts „Digitalisierungs¬ 
programm— Phase 2“ bis Ende 2022 unter der Federführung des Aufbaustabs 
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FITKO (Föderale IT-Kooperation) und des Bundesministeriums des Innern, für 
Bau und Fleimat (BMI) beschlossen. Die zentralen Dokumente sind unter www. 
it-planungsrat.de/SharedDocs/Sitzungen/DE/20 18/Sitzung_27.html?pos=2 abruf¬ 
bar. 

Der IT-Planungsrat hat die arbeitsteilige Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes 
in seiner 26. Sitzung beschlossen (www.it-planungsrat.de/SharedDocs/Sitzungen/ 
DE/2018/Sitzung_26.html?pos=l). 


3. Welche Stelle ist dabei für die Digitalisierung welches Verwaltungsvorgangs 
verantwortlich? 

Die Digitalisierung der Typ-1-Leistungen erfolgt durch die jeweils gesetzgeben¬ 
den Bundesressorts unter Koordination des BMI. Die Planung der Digitalisierung 
der Typ-2- bis Typ-5-Leistungen (insb. Analyse bestehende Lösungen, Auswahl 
Umsetzungsvariante, Auswahl Umsetzungsverantwortliche) erfolgt derzeit in den 
14 Themenfeldem. Federführend in den Themenfeldem ist jeweils ein Bundes¬ 
ressort sowie ein oder mehrere Länder (siehe Tableau). Teil der Planung ist es, 
Umsetzungsverantwortliche zu identifizieren, die im Anschluss (ab Flerbst 2019) 
die geplanten Leistungen in Umsetzungsprojekten online bereitstellen. 


4. Welche Stelle ist übergeordnet für das Gesamtprojekt verantwortlich? 

Für die Digitalisierung des Typ-2- bis Typ-5-Leistungen obliegt die politische 
Steuerung dem IT-Planungsrat. Die operative Steuerung liegt bei der FITKO und 
dem BMI. 


5. Sofern nicht der Bund für die Digitalisierung einer Verwaltungsleistung zu¬ 
ständig ist, wie gewährleistet die Bundesregierung, dass diese digital trans¬ 
formiert wird? 

Den Rahmen für die Digitalisierung der Verwaltungsleistungen bildet das On¬ 
linezugangsgesetz. Es verpflichtet Bund und Länder bis Ende 2022 alle Verwal¬ 
tungsleistungen digital verfügbar zu machen. 

Der Bund ist für die Digitalisierung der Typ-1-Leistungen verantwortlich und 
wird diese bis 2022 über das Verwaltungsportal Bund einen digitalen Zugang an¬ 
bieten. 

Die Typ-2- bis Typ-5-Leistungen werden in einem arbeitsteilgien Vorgehen in 
14 Themenfeldem von den Ländern digitalisiert. Der Bund hat gemeinsam mit 
der FITKO eine koordinierende Funktion. Alle im durch den IT-Planungsrat be¬ 
schlossenen arbeitsteiligen Vorgehen digitalisierten Leistungen sind auf freiwil¬ 
liger Basis durch alle Länder/Kommunen nachnutzbar. 


6. Wie viele und welche Verwaltungsleistungen wurden seit 2013 digitalisiert 
(bitte einzeln und nach Bundesländern aufschlüsseln)? 

Im Rahmen der Umsetzung des OZG in 14 Themenfeldern findet eine Erhebung 
der bereits digitalisierten Leistungen im Geltungsbereich des OZG bei Bundes-, 
Landes- und Kommunalbehörden statt. 

Die Erhebung der digitalisierten Verwaltungsleistungen des Bundes ist damit vo¬ 
raussichtlich im Sommer 2019 abgeschlossen. 
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7. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass der von ihr geplante ein¬ 
heitliche Zugriff auf alle Verwaltungsdienstleistungen durch alle Bürger 
mittels eines einheitlichen Passwortes (www.tagesspiegel.de/politik/ 
kanzleramtsminister-helge-braun-im-interview-ein-grundeinkommen-ist- 
kein-projekt-dieser-koalition/21 176092.html) den Grundsätzen der Datensi¬ 
cherheit entspricht? 

Der Chef des Bundeskanzleramts, Prof. Dr. Helge Braun hat in dem Interview 
angekündigt, dass der Zugang zu Verwaltungsleistungen mit einem Passwort er¬ 
folgen kann und direkt daran anschließend ausgeführt, dass der Zugang zum 
„Bürgerportal“ im Portalverbund auf unterschiedlichen Sicherheitsniveaus mög¬ 
lich sein muss. Wörtlich steht in dem Interview: „Es ist ja etwas anderes, ob ich 
online eine Sperrmüllabfuhr bestelle oder eine Steuererklärung abgebe.“ Die Ver¬ 
wendung einer Nutzemame/Passwort-Kombination ist somit eine von mehreren 
Möglichkeiten für das Login in ein Nutzerkonto. 

Nutzerkonten sollen auf allen teilnehmenden Verwaltungsportalen des Portalver¬ 
bunds für Bürger und Unternehmen angeboten werden. 

Sie gewährleisten eine sichere Authentifizierung von Bürgerinnen, Bürgern und 
Unternehmen zur Abwicklung von Online-Leistungen der Verwaltung. 

Die Speicherung von Identitätsdaten und die Bereitstellung einer Postfachfunk¬ 
tion vereinfachen die sichere elektronische Kommunikation mit der jeweils zu¬ 
ständigen Behörde. 

Mit diesen einmalig eingerichteten Konten können künftig, wie von Herrn Kanz¬ 
leramtsminister Prof. Dr. Braun angesprochen, alle Verwaltungsleistungen auf 
Bundes-, Landes- und Kommunalebene genutzt werden - unabhängig davon, bei 
welchem Teilnehmer des Portalverbunds das Konto angelegt wurde. 

Anmeldung und Authentifizierung erfolgen mit dem von der ausgewählten Ver¬ 
waltungsdienstleistung vorgegebenen Grad an Vertraulichkeit und Sicherheit. 
Diese Vertraulichkeit orientiert sich auch an europäischen Anforderungen, insbe¬ 
sondere an der elDAS-Verordnung. Weitere sichere und einfach handhabbare 
Identifizierungsmittel können hinzukommen. 


8. Wie soll die Datensicherheit im Portalverbund Verwaltungsdienstleistungen 
gewährleistet werden? 

Der Portalverbund wird einen einfachen Zugang zu allen Verwaltungsleistungen 
in Deutschland ermöglichen. Bestandteil dieses Projekts ist damit auch die Ge¬ 
währleistung der erforderlichen Datensicherheit. 


9. Wie viele Bürgerinnen und Bürger haben nach Kenntnis der Bundesregie¬ 
rung in den vergangenen fünf Jahren eine oder mehrere Verwaltungsdienst¬ 
leistungen auf elektronischem Wege in Anspruch genommen (bitte in abso¬ 
luten und relativen Zahlen im Verhältnis zu anderen Formen der Antrags¬ 
stellungen nach Jahr und Bundesland aufschlüsseln)? 

Dazu liegen der Bundesregierung keine Informationen vor, da schon aus Gründen 
des Datenschutzes nicht nachgehalten wird, ob ein Bürger bzw. eine Bürgerin 
bereits eine Verwaltungsleistung in Anspruch genommen hat. 
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10. Führt die Bundesregierung statistische Erhebungen zur Zufriedenheit der 
Bürger und Unternehmen mit den digitalen Angeboten der öffentlichen Ver¬ 
waltung durch? 

Wenn ja, zu welchem Ergebnis kamen die Erhebungen? 

Wenn nein, warum nicht? 

Seit dem Jahr 2015 führt das Statistische Bundesamt im Auftrag der Bundesre¬ 
gierung alle zwei Jahre eine Befragung von Bürgerinnen und Bürgern sowie Un¬ 
ternehmen durch, um die Zufriedenheit mit der öffentlichen Verwaltung im Rah¬ 
men von Behördenkontakten in bestimmten Lebenslagen zu ermitteln. Dabei wird 
auch die Zufriedenheit mit dem Angebot zum elektronischen Austausch mit Äm¬ 
tern abgefragt. 

Bei den im April 2018 veröffentlichten Ergebnissen der Lebenslagenbefragung 
2017 schnitten die Möglichkeiten von E-Govemment bei den Bürgerinnen und 
Bürgern mit einem Wert von 0,68 auf einer Skala von +2 (sehr zufrieden) bis —2 
(sehr unzufrieden) ab. Der Bericht steht zum Download zur Verfügung unter 

(www.amtlich-einfach.de/SharedDocs/Downloads/Ergebnisse Buerger.pdf? _ 

blob=publicationFile&v=10) und bietet auf Seite 19 f. eine detailliertere Darstel¬ 
lung zur Nutzung und Wahrnehmung von Online-Angeboten. Bei den Unterneh¬ 
men liegt der Zufriedenheitswert für die Möglichkeit von E-Government auf der 
gleichen Skala bei 0,76 bei einem Mittelwert von 0,93. Dieser Bericht findet sich 
an gleicher Stelle im Internet, detaillierte Darstellungen zur Nutzung und Wahr¬ 
nehmung von Online-Angeboten finden sich auf Seite 19 f. 


11. Wie kann nach Auffassung der Bundesregierung die Akzeptanz und Be¬ 
kanntheit digitaler Verwaltungsakte kurz- und mittelfristig verbessert wer¬ 
den? 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann die Akzeptanz und Bekanntheit di¬ 
gitaler Verwaltungsakte insbesondere durch das Schaffen nutzerfreundlicher An¬ 
gebote erreicht werden. Leistungen müssen einfach, verständlich, vertrauenswür¬ 
dig und in großer Breite online verfügbar gemacht werden. Entscheidend für den 
Erfolg ist insbesondere eine einfache Authentifizierung. Mit den Funktionen des 
neuen Personalausweises sowie der Möglichkeit diesen jetzt auch per App über 
das Smart Phone zur Authentifizierung zu nutzen, sind erste entscheidende 
Schritte getan. 

Weitere - wie die Erweiterung der App auf iOS-Geräte und die Möglichkeit der 
Nutzung des ELSTER-Zertifikats zur Authentifizierung - sind in Arbeit. 


12. Führt die Bundesregierung statistische Erhebungen durch, inwieweit die Di¬ 
gitalisierung der Antragsstellung zu einer Zeitersparnis bei den zuständigen 
Behörden und den Bürgern und Unternehmen führt? 

Wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

Wenn nein, warum nicht? 

Eine systematische statistische Gesamtbetrachtung zu dieser Fragestellung liegt 
nicht vor. Zwar werden im Rahmen der Darstellung voraussichtlicher Gesetzes¬ 
folgen bei Regelungsvorhaben der Bundesregierung nach GGO die Auswirkun¬ 
gen auf den Erfüllungsaufwand der betroffenen Normadressäten geschätzt. Do¬ 
kumentiert ist dies jedoch nur, wenn sich die Änderungen auf Bundesrecht bezie¬ 
hen. Zusätzlich zu dieser Einschränkung ist zu erwähnen, dass die Zielgröße bei 
Unternehmen und Verwaltung die Auswirkung auf den Erfüllungsaufwand ist 
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und nur bei Bürgern zusätzlich die Zeitersparnis. Daher liegen über die Normad¬ 
ressaten „Wirtschaft“ und „Verwaltung“ keine übergreifenden Angaben zur Be¬ 
antwortung der Frage vor. 

Der jeweils aktuelle Erkenntnisstand zu einzelnen rechtlichen Änderungen bzgl. 
der damit einhergehenden Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand - in Einzel¬ 
fallen auch mit Bezug auf die Digitalisierung von Antragsverfahren - ist in der 
sogenannten „WebSKM-Datenbank“ des Statistischen Bundesamts unter www. 
destatis.de/webskm nachzuvollziehen. 


13. Wie viele der seit 2011 ausgegebenen neuen Personalausweise wurden für 
die Nutzung der elD-Funktion freigeschaltet (bitte in relativen und absoluten 
Zahlen im Vergleich zu Personalausweisen ohne freigeschalteter elD-Funk- 
tion sowie nach Bundesländern aufschlüsseln)? 

Der Personalausweis mit Online-Ausweisfunktion wird seit 1. November 2010 
ausgegeben. Im Dezember 2018 besaßen über 60,6 Mio. Bürgerinnen und Bürger 
einen solchen Personalausweis im Scheckkartenformat. Bei etwa 23 Mio. 
(Schätzwert) ist die Online-Ausweisfunktion aktiviert. 


14. Wie viele Bürgerinnen und Bürger mit dem neuen Personalausweis und frei¬ 
geschalteter elD-Funktion haben die elD-Funktion seit deren Einführung ge¬ 
nutzt (bitte in relativen und absoluten Zahlen, nach Verwendungsart und 
Verwendungsgrund aufschlüsseln)? 

Konkrete elD-Nutzungsdaten liegen nur den Dienstleistem vor, welche Dienste 
mit Online-Ausweisfunktion anbieten. Eine zentrale Erhebung der elD-Nutzung 
erfolgt weder innerhalb eines Landes noch bundesweit. 


15. Welche Bundesländer nutzen die elD-Funktion des Personalausweises im 
Rahmen digitaler Verwaltungsverfahren? 

Die Online-Ausweisfunktion kann in allen Bundesländern für Verwaltungsleis¬ 
tungen verwendet werden. Teils handelt es sich hierbei um Verwaltungsleistun¬ 
gen des Bundes, teils um Leistungen der Länder. Zudem bieten immer mehr 
Kommunen die Nutzung der elD-Funktion an. Zahlreiche Länder haben eine 
zentrale elD-Infrastruktur für ihre Kommunen aufgebaut, dazu zählen u. a. Ba¬ 
den-Württemberg, Bayern, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz. Die flächende¬ 
ckende Nutzungsmöglichkeit wird derzeit mit den Nutzerkonten für Bürger und 
Unternehmen umgesetzt, die künftig auf allen am Portalverbund beteiligten Ver¬ 
waltungsportalen für die Abwicklung von Verwaltungsleistungen angeboten wer¬ 
den. 


16. Wie viele aktive Nutzer hat die AusweisApp2, und wie viele davon auf wel¬ 
cher Plattform (bitte einzeln ausweisen und nach Bundesländern aufschlüs¬ 
seln)? 

Der Bundesregierung liegen die Downloadzahlen für AusweisApp2 vor: Seit Ja¬ 
nuar 2016 wurde die stationäre AusweisApp2 etwa 1,62 Mio. mal heruntergela¬ 
den (Stand Dezember 2018), davon 1 312 849 Downloads für Windows, 279 462 
für Mac OS. Im Durchschnitt erfolgen pro Monat etwa 40 000 Downloads der 
stationären Version. 



Drucksache 19/7777 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Die mobile Ausweisapp2 wird in der Android-Version seit November 2016 an- 
geboten, seit März 2017 kann sie auch im Google Playstore abgerufen werden. 
Seit November 2016 wurden 364 700 Downloads verzeichnet, im Durchschnitt 
pro Monat ungefähr 12 000 Downloads. 


17. Zieht die Bundesregierung in Zukunft weitere konkrete Möglichkeiten zur 
digitalen Identitätsfeststellung von Bürgern beispielsweise mittels intelligen¬ 
ter Gesichtserkennungssoftware in Betracht? 

Wenn ja, welche? 

Wenn nein, warum nicht? 

Rechtlicher Rahmen für die Anforderungen an die Identifizierung bei Verwal¬ 
tungsdienstleistungen ist die Verordnung (EU) Nr. 910/2014 über elektronische 
Identifizierung und Vertrauensdienste, kurz elDAS-Verordnung. Die Bundesre¬ 
gierung prüft, ob neben der auf dem elDAS-Niveau „hoch“ notifizierten elD- 
Funktion des deutschen Personalausweises weitere Identifizierungstechnologien 
auf dem elDAS-Niveau „substanziell“ eingeführt werden können. Flierbei kom¬ 
men insbesondere „abgeleitete Identitäten“ in Betracht. Diese Prüfung dauert 
noch an. 

18. Plant die Bundesregierung den Einsatz von Kl-gestützten Systemen zur voll¬ 
automatisierten Verwaltungsdienstleistung? 

Falls ja, wie ist der aktuelle Verfahrensstand? 

Falls nein, warum nicht? 

19. Welche Chancen und Risiken sieht die Bundesregierung beim Einsatz von 
Kl-gestützten Systemen zur vollautomatisierten Verwaltungsdienstleistung? 

Die Fragen 18 und 19 werden gemeinsam beantwortet. 

Ziele und Aktivitäten der Bundesregierung hinsichtlich des Einsatzes von KI fin¬ 
den sich in der Kl-Strategie der Bundesregierung, die im November 2018 be¬ 
schlossen wurde. Ein Einsatz von KJ im Sinne der Frage 18 wirft zahlreiche Fra¬ 
gestellungen auf, die bisher nicht beantwortet sind. Darunter fallen insbesondere 
auch Fragen, die von der Bunderegierung als Leitfragen an die Datenethikkom¬ 
mission gegeben wurden. Die Antworten der Datenethikkommission werden in 
die Überlegungen zum zukünftigen Einsatz von KI in der Verwaltung einfließen. 


20. Inwiefern plant die Bundesregierung, verwaltungsinteme Prozesse zur Bear¬ 
beitung von digitalisierten Anträgen im Rahmen der Umsetzung des OZG zu 
digitalisieren? 

Das OZG verpflichtet Bund, Länder und Kommunen Verwaltungsleistungen di¬ 
gital für Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen bereitzustellen. Die Digi¬ 
talisierung der verwaltungsintemen Prozesse ist davon nicht umfasst. 


21. Wie soll der Portalverbund an die dahinterliegenden Prozessketten bei den 
zuständigen Verwaltungen anknüpfen? 

Der Bund verknüpft die Fachportale des Bundes mit seinem neuen Verwaltungs¬ 
portal Bund und verbindet dieses Portal mit den Länderportalen zu einem einen 
Portalverbund. Jedes Land verknüpft sein Verwaltungsportal mit den Kommunal¬ 
portalen und sonstigen Fachportalen seines Landes zu einem eigenen Portalver¬ 
bund. 
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